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231. Verordnung: Ausgleichsbetrag bei Einfuhr bestimmter Käsesorten.
2 3 2 . Kundmachung: Aufhebung von Bestimmungen der Verordnung des Bundesministeriums für Justiz, womit

die Geschäftsordnung für die Gerichte I. und II. Instanz (Geo.) teilweise geändert und neu
verlautbart wird, durch den Verfassungsgerichtshof.

2 3 3 . Kundmachung: 7. Novelle der Bundesbahn-Besoldungsordnung.

2 3 1 . Verordnung des Bundesministeriums
für Land- und Forstwirtschaft vom 28. Ok-
tober 1958 über den Ausgleichsbetrag bei

Einfuhr bestimmter Käsesorten.

Auf Grund des § 9 des Milchwirtschaftsgesetzes
1956, BGBl. Nr. 148, wird im Einvernehmen
mit dem Bundesministerium für Finanzen ver-
ordnet:

§ 1. (1) Bei der Einfuhr der nachstehend ge-
nannten Waren ist vom Importeur anläßlich der
Zollabfertigung ein Ausgleichsbetrag in der Höhe
des Unterschiedes zwischen dem Zollwert im
Sinne des Wertzollgesetzes 1955, BGBl. Nr. 60,
und dem inländischen Großhandelseinstellpreis
zu entrichten:

a) Emmentaler in Laiben, halben Laiben oder
Zwickeln;

b) Edamer- (MOLBO-) Käse in Kugeln und
Stangen;

c) Topfen;
d) Ziger.
(2) Die Höhe des eingehobenen Ausgleichs-

betrages darf 50 v. H. des inländischen Erzeuger-
preises nicht überschreiten.

§ 2. Diese Verordnung tritt mit 31. Dezember
1958 außer Kraft.

Thoma

2 3 2 . Kundmachung des Bundesministe-
riums für Justiz vom 9. Juli 1958, betreffend
die Aufhebung des letzten Satzes des § 56
Abs. 2 der Verordnung des Bundesministe-
riums für Justiz vom 9. Mai 1951, BGBl.
Nr. 264, womit die Geschäftsordnung für die
Gerichte I. und II. Instanz (Geo.) teilweise
geändert und neu verlautbart wird, durch

den Verfassungsgerichtshof.

Gemäß Artikel 139 Abs. 2 des Bundes-Ver-
fassungsgesetzes in der Fassung von 1929 und
§ 60 Abs. 2 des Verfassungsgerichtshofgesetzes
1953 wird kundgemacht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit dem
Erkenntnis vom 17. Juni 1958, V 9/58-11, den
letzten Satz des § 56 Abs. 2 der Verordnung des
Bundesministeriums für Justiz vom 9. Mai 1951,
BGBl. Nr . 264, womit die Geschäftsordnung für
die Gerichte I. und II. Instanz (Geo.) teilweise
geändert und neu verlautbart wird, als gesetz-
widrig aufgehoben.

(2) Die Aufhebung tri t t am Tage der Kund-
machung in Kraft.

Tschadek

2 3 3 . Kundmachung des Bundesministeriums
für Verkehr und Elektrizitätswirtschaft vom
24. Oktober 1958, womit die Besoldungs-
ordnung für die Beamten der Österreichi-
schen Bundesbahnen abgeändert und ergänzt
wird (7. Novelle der Bundesbahn-Besol-

dungsordnung).
Mit Zustimmung des Hauptausschusses des

Nationalrates vom 23. Oktober 1958 (Gesetz
vom 13. April 1920, StGBl. Nr. 180) wird die
Besoldungsordnung für die Beamten der Öster-
reichischen Bundesbahnen, BGBl. Nr. 263/1947,
in der Fassung der Kundmachungen BGBl.
Nr. 150/1949, 253/1949, 227/1950, 149/1951,
59/1956 und 65/1956 wie folgt abgeändert und
ergänzt:

Artikel I.

§ 24 b hat zu lauten:

„ R u h e n s v o r s c h r i f t e n .

(1) Bezieht eine Witwe, die selbst in einem
öffentlichen Dienstverhältnis stand, auf Grund
dieses Dienstverhältnisses einen fortlaufenden
Ruhegenuß, so erhält sie daneben die Witwen-
pension nur insoweit, als ihr Ruhegenuß hinter
60 v. H. der für die Bemessung des Ruhegenusses
des verstorbenen Gatten anrechenbar gewesenen
Dienstbezüge oder, wenn es für die Witwe gün-
stiger ist, hinter dem Ruhegenuß, der dem ver-
storbenen Gatten im Zeitpunkt seines Ablebens
gebührt hat oder gebührt hätte, zurückbleibt.
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(2) Im Falle des Abs. 1 sind die zum Versor-
gungsgenuß der Witwe gebührenden Erziehungs-
beiträge und Kinderzulagen bei der Berechnung
der Kürzung außer acht zu lassen; sie sind neben
der gekürzten Witwenpension in voller Höhe
flüssigzumachen. Ruht der Versorgungsbezug
der Witwe ganz, dann ist den unversorgten Kin-
dern bei gegebener Anspruchsberechtigung an
Stelle des Erziehungsbeitrages die Waisenpension
zu gewähren.

(3) Erreichen die für die Bemessung des Ruhe-
genusses des Beamten anrechenbar gewesenen
Dienstbezüge nicht den Betrag von monatlich
1800 S so ist bei der Ruhensberechnung im Falle
des Abs. 1 der Betrag von 1100 S als Einkom-
mensgrenze anzusetzen.

(4) Für die Anwendung des Abs. 1 ist einem
öffentlichen Dienstverhältnis gleichzuhalten jede
Beschäftigung mit einem Einkommen von mehr
als 1800 S monatlich bei Vereinigungen, Einrich-
tungen oder Unternehmungen, deren gesamtes
Kapital sich in öffentlicher Hand befindet; ob
die Voraussetzungen zutreffen, bestimmt auf An-
trag das Bundesministerium für Finanzen."

Artikel II.

S c h l u ß b e s t i m m u n g e n .

Die Bestimmungen dieser Kundmachung treten
mit 1. September 1958 in Kraft.

Waldbrunner


